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Analyse vor dem zweiten Wahlgang der Regierungsratswahlen

Timing-Glück für die Linken
Vor der Entscheidung über die
künftige Basler Regierung am
kommenden Sonntag scheint
das Rennen umdie drei ver-
bliebenen Sitze völlig offen und
spannendwie schon lange
nichtmehr. Stephanie Eymann
(LDP) undKaspar Sutter (SP)
starten angesichts ihrer guten
Resultate im erstenWahlgang
EndeOktober aus der ersten
Reihe. Eng dürfte vor allemdas
Rennen umden siebten und
letzten Platz in der Regierung
werden. Im erstenWahlgang
gehörte dieser Sicherheitsdi-
rektor Baschi Dürr (FDP),
allerdingsmit einemhauch-
dünnenVorsprung vonweniger
als 300 Stimmen auf die
grünliberale Kandidatin Esther
Keller – das entspricht einem
Unterschied vonweniger als
eineinhalb Prozent.Mit dem
Rückzug von Elisabeth Acker-
mann (Grüne) und der Kandi-
datur vonHeidiMück (Basta)

wurden die Karten neu ge-
mischt. Prognosen zumAus-
gang sind entsprechend
schwierig.

In dieserWoche hat sich aller-
dings eine neue Entwicklung
abzuzeichnen begonnen,
welche die Ausgangslage
zusätzlich spannendmacht.
Die Stimm- undWahlbeteili-
gung dürfte amkommenden
Sonntag deutlich höher liegen
als beim erstenWahlgang am
25.Oktober. Darauf deuten die
Zwischenstandsmeldungen
der Staatskanzlei hin. Stand
gesternMittwochwaren be-
reits 40 Prozent derWahlcou-
verts imRathaus eingetroffen –
zumgleichen Zeitpunkt vor
dem erstenWahlgang lag die
Quote bei 29 Prozent. Die
aktuelle Differenz entspricht
rund 11400Wahlberechtigten
à je drei Stimmen für die
Regierungswahlen.

Die entscheidende Fragewird
also sein, wer von der erwarte-
ten hohenWahlbeteiligung am
stärksten profitieren kann. Und
da deutet einiges auf die Lin-
ken hin. EinGrund für den
hohenRücklauf der Couverts
dürfte der Umstand sein, dass
am Sonntag neben dem zwei-
tenWahlgang auchmehrere
kantonale und nationale
Abstimmungen anstehen.
Allen voran die Konzernverant-
wortungs-Initiative dürfte
starkmobilisieren – nament-
lich auf linker Seite.

Dazu lohnt sich ein Vergleich
zu denWahlen von 2016. Auch
damals stand zeitgleichmit
dem zweitenWahlgang natio-
nal eineGrundsatzfrage an: die
Atomausstiegs-Initiative, also
eines der Kernthemen der
Grünen. Das Resultat: Von der
imVergleich zumerstenWahl-
gang vier Prozentpunkte

höheren Stimm- undWahlbe-
teiligung konnten die linken
KandidatenHans-PeterWes-
sels (SP) undHeidiMück
deutlich stärker profitieren als
FDP-MannBaschi Dürr. Gut
möglich, dass die Linken
erneut vomTiming-Glück
profitieren können.

Dazu kommt: Auch die kanto-
nalen Abstimmungen dürften
den Linken zugutekommen.
DieDebatte über denMieter-
schutz wirdMück helfen, sie
hat das Thema lange politisch
bearbeitet.Mit Abstrichen
dürften auch die Entscheide
zumHafenbecken 3 (Umwelt-
schützer) und der Trink-
geld-Initiative (Jugendkultur)
eher dem linken Ticket entge-
genkommen.

Für die Bürgerlichen spricht
dagegen dasMomentum. In
den vergangenen Jahrenwar

vor dem zweitenWahlgang
jeweils schon ziemlich klar,
dass sich an denMachtverhält-
nissen nichts ändernwird.
DiesesMal haben die Bürgerli-
chen erstmals nach 16 Jahren
eine realistischeChance, die
ersehnteMehrheit in der
Basler Regierung zurückzuho-
len.

Gutmöglich, dass amEnde
aberGLP-FrauKeller als die
lachendeDritte dasteht, wenn
sie nochmals derart erfolgreich
im linken und bürgerlichen
Lager Stimmen holen kann.
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Basel schnürtein60-Millionen-Paket fürdieSpitäler
Gesundheitsdirektor Lukas Engelberger (CVP)will aber nicht alle Coronamehrkosten decken.

Auch die Basler Spitäler sind
von der Pandemie stark gebeu-
telt. Anders als die Gastrono-
mie, die Kultur und die Hotel-
lerie haben die hiesigen Kran-
kenhäuser allerdings bisher
noch keine Entschädigungen
zugesichert erhalten. Nun hat
der baselstädtische Gesund-
heitsdirektor Lukas Engelber-
ger (CVP) das ersteRettungspa-
ket für dieGesundheitsbranche
geschnürt, wie Recherchen der
bz ergeben.

Das sogenannte «Basispa-
ket» beläuft sich auf 50 Millio-
nen Franken. Diese Summehat
das Gesundheitsdepartement
(GD) bereits imAugustmit Hil-
fe der Berechnungen der Basler
Spitäler zu denVorhalteleistun-
gen und pandemiebedingten
Mehrkostenermittelt.Engelber-
ger plant, die Beträge über die
gemeinwirtschaftlichen Leis-
tungen abzugelten. Weitere
rund 10 Millionen Franken, so
ist einemBericht der grossrätli-
chenFinanzkommission zuent-
nehmen, sollen für«Materialien
und Dienstleistungen» für die
Pandemiebekämpfung gespro-
chenwerden.

Merian Iselinhat einbis
zweiSälegeschlossen
Die regionalen Spitäler dürften
mit dem 60-Millionen-Paket
nur bedingt zufrieden sein.
Denn dieses deckt knapp die
Ausfälleder erstenWelle, alsdie
Wahleingriffe im Frühjahr vom
Bundesrat verbotenwurden.

In der zweitenWelle ist dies
den Spitälern explizit nicht
untersagt. Dennoch haben sie
de facto einenUmsatzrückgang
zu verzeichnen. Denn die Pri-
vatspitäler wie das Merian Ise-
lin oder das Bethesda müssen
einen Teil ihrer Anästhesisten
und Pflegenden für die Inten-
sivpflege imUnispital und dem
Claraspital zur Verfügung stel-
len.Merian-Iselin-Direktor Ste-

phanFricker sagt: «Diese exter-
nenEinsätze inVerbindungmit
Personalausfällen aufgrundvon
Krankheit, aber auch aufgrund
vonCovid-Tests undQuarantä-
nemassnahmen limitieren
unsere Möglichkeiten zur
Durchführung von operativen
Eingriffen.» Je nachWochentag
seien im Merian Iselin derzeit
ein bis zwei Operationssäle ge-
schlossen.DieBelegärzte seien
darüber informiert, dass «teil-
weise auch kurzfristig Absagen
für Patientenmit bevorstehen-
den Eingriffen notwendig
sind», sagt Fricker.

Dasselbe im Bethesda-Spi-
tal: Direktor ThomasRudin be-
tont, in seiner Klinik würden
derzeit vieleOperationennicht
durchgeführt. Sie würden
«nach Dringlichkeit priori-
siert», wie es heisst.

EngelbergerhatEingriffe
nichtverboten
Aufdie volleEntschädigungder
ErtragsausfällemüssendieBas-
ler Spitälerwohl vergeblichwar-
ten. GD-Sprecherin Anne
Tschudin sagt, derKantonwolle
die Spitäler für «anerkannte
Mehrkosten für kantonal ver-

ordnete Coronamassnahmen»
entschädigen. Damit verdeut-
licht sie noch einmal, dass der
Kantonnicht fürdieErtragsaus-
fälle imFrühjahr verantwortlich
ist und der Bund dafür aufkom-
mensoll, dassdieWahleingriffe
während zweier Monate nicht
erlaubt waren.

Interessant: Ein Verbot
elektiver Eingriffe, zu dem Lu-
kas Engelberger in seiner Rolle
als Präsident der Gesundheits-
direktorenkonferenzdieKanto-
ne Anfang November ermun-
tert hatte, hat er selber im
Stadtkanton nicht durchge-
setzt. Damit nimmt er denKan-
ton auchbei der Finanzierungs-
frage aus der Verantwortung.

Besonders bei den Basler
Privatspitälern war man über

den verordneten Personalver-
leih deshalb nicht glücklich.Die
Präsidentin der Privatspitäler,
AnjaOswald, beklagte sich, der
Kanton habe angeordnet, ohne
vorher über die Finanzierung zu
sprechen. Diese Kritik hat sich
der städtische Gesundheitsdi-
rektor Engelberger mit dem
60-Millionen-Paket nun offen-
bar zu Herzen genommen.

Basellandzahlt24Millionen
fürVorhalteleistungen
Auch im Landkanton müssen
die Spitäler einen Umsatzrück-
gang verkraften. DieMünchen-
steiner Birshofklinik der Hirs-
landen-Gruppe stellt beispiels-
weise Personal für das
Bruderholzspital zurVerfügung
und verzeichnet einen Rück-

gang von 18 Prozent bei den
operativen Eingriffen, nicht
dringendeEingriffewürdenver-
schoben. Auch hier werden die
Einbussen teilweise aufgefan-
gen: Die Baselbieter Regierung
stellte im gestern veröffentlich-
ten Bericht zur ersten Co-
vid-Welle klar, dass sie 25 Mil-
lionen Franken für die Mehr-
und Zusatzkosten sowie die
Vorhalteleistungen der Spitäler
spreche. Das Gesundheitsde-
partement stellt darüberhinaus
weitere Zahlungen an die ge-
beutelten Baselbieter Kranken-
häuser inAussicht.Abgerechnet
werde aber erst «nach der Zeit
derNotlage», wie es heisst.

Leif Simonsen und
Hans-Martin Jermann

Teurer Einschnitt: Am Basler Unispital gab’s im Frühling nur dringliche Operationen. Bild: Kenneth/bz-Archiv

«Dassdie
Fragenachder
Entschädigung
nicht vorher
geklärtwurde,
istnicht
glücklich.»
AnjaOswald
Basler Privatspitäler

Beschwerdegegen
Bau-Initiative
Verwaltungsgericht LDP-
Grossrat JeremyStephensonhat
beimVerwaltungsgericht gegen
dieGültigkeitserklärungder In-
itiative Basel Baut Zukunft
durch den Basler Grossen Rat
Beschwerde erhoben. Er bestä-
tigte am Mittwoch gegenüber
Keystone-SDA eine entspre-
chendeMeldungdes«Regional-
journals Basel». Die Initiative
beinhalte einen unverhältnis-
mässigen Eingriff in die Eigen-
tumsrechte.

DerGrosse Rat hatte die In-
itiative, die auf dem Areal Kly-
beckplus einen50-Prozent-An-
teil an Mietwohnungen oder
nach einem gemeinnützigen
Modell vorschreiben will, am
11.November für rechtlich zu-
lässig erklärt.DerRatwardamit
dem Antrag der Regierung ge-
folgt und hatte ihr die Initiative
zur Berichterstattung übertra-
gen. Im aktuellen Richtplan ist
der gemeinnützige Wohnanteil
auf 30 Prozent festgelegt.

Stephenson hat die Be-
schwerde zusammen mit zwei
weiteren Privatpersonen erho-
ben. Hinter der Beschwerde
stünden aber auch die beiden
Grossinvestoren Central Real
Estate Basel AG (neu mit dem
Namen «Rhystadt – Vielfalt für
Klybeck») und Swiss Life, die
selber keineBeschwerdeeinrei-
chen könnten, sagte Stephen-
son. (sda)

Millionen-Hilfe für
BaslerPrivat-Kitas
Corona Private Basler Kinder-
tagesstätten,Tagesfamilienund
Tagesstrukturenerhalten fürdie
Lockdown-Zeit vomKantonBa-
sel-Stadt 8,6MillionenFranken
Ausfallentschädigung. Der
Bundübernimmtdavon2,8Mil-
lionenFranken. Somit entfallen
auf denKanton 5,8Millionen.

Insgesamt seien94Gesuche
umAusfallentschädigungenvon
privaten Institutionender fami-
lienergänzendenKinderbetreu-
ung eingereicht worden, teilte
das Basler Erziehungsdeparte-
ment am Mittwoch mit. 91 Ge-
suchewurdenbewilligt unddrei
abgelehnt,weil die gesetzlichen
Anspruchsvoraussetzungen
nicht erfüllt waren. Abgezogen
werden gemässMitteilung Ent-
schädigungen für Kurzarbeit
undallfälligeweitereausbezahl-
teBeiträge andie Institutionen.

DieEinrichtungenseienver-
pflichtet, den Eltern bereits be-
zahlte Beiträge für nicht in An-
spruch genommene Betreu-
ungsleistungen zwischen dem
17.Märzunddem17.Juni zurück-
zuerstatten, heisst es weiter in
derMitteilung. (sda)

NeueKirchenrätin
gewählt
ERK Die Synode der Evange-
lisch-reformierten Kirche hat
gestern die Pfarrerin Monika
Widmer als Nachfolgerin von
Christine Dietrich in den Kir-
chenratgewählt.Dietrichwarzu-
rückgetreten,nachdemKritikan
ihremfrüherenEngagementbei
einer deutschen rechtsnationa-
lenInternetseite lautwurde. (hys)

sedlig
Schreibmaschinentext
bz, 26.11.20




